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Gesundheit & Pflege

1) Wir fordern die Sicherstellung einer Basisversorgung mit ausreichend Kinderarztpraxen mit Kassenvertrag.
  Wie stellen Sie diese Versorgung in den nächsten 5 Jahren sicher? 
Die fehlende Dichte an Kinderarztpraxen in vielen Bezirken ist mehr als besorgniserregend. Speziell im Kassenbereich braucht es eine Tarifanpassung und neue Kassenarztverträge, um Ärztinnen und Ärzte zukünftig für die offenen Stellen zu begeistern und somit eine ausreichende Basisversorgung sicherzustellen.
2) Pandemiebedingt ist der Bedarf an kinder- und jugendpsychologischen und -psychiatrischen Betreuungsangeboten sprunghaft gestiegen und kann derzeit nicht gedeckt werden. 
 Welche Maßnahmen ergreifen Sie, um diesen Bedarf zu decken und eine flächendeckende Versorgung sicherzustellen? 
Wir beobachten diese Entwicklung mit großer Sorge. 2015 gab es im Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie noch 20 Vollzeitäquivalente, 2024 sind es nur noch 11,38 – also fast 9 Vollzeitäquivalente weniger. Durch den, von uns geforderten, Ausbau der Hotline 1450, würden Spitäler spürbar entlastet werden aber vor allem, laut einer Studie der Wirtschaftskammer, 2,4 Milliarden Euro an mitteln freigesetzt werden, die in den niedergelassenen Bereich oder die Kinder- und Jugendpsychiatrie investiert werden können. 
3) In Anlehnung an das burgenländische Pflegekonzept fordern wir eine finanzielle und pensionsrechtliche Absicherung der pflegenden Person. Diese soll – je nach Höhe der Pflegestufe – ein gestaffeltes Gehalt mit Sozialversicherungsbeiträgen beziehen. Die pflegebedürftige Person soll dabei einen Teil der Pension und des Pflegegeldes hierfür aufwenden. Der restliche Betrag soll von der Stadt Wien übernommen werden.

· Wie stehen Sie zu dieser Forderung bzw. welche alternativen Lösungsvorschläge gibt es von Ihrer Seite?

Aus Sicht der Wiener Volkspartei ist klar: Pflege darf kein Luxus sein. Menschen, die ihre Angehörigen pflegen, übernehmen eine gesellschaftlich unverzichtbare Aufgabe. Dieses Engagement verdient Anerkennung, Unterstützung und vor allem eine solide soziale Absicherung. Der Vorschlag, pflegende Angehörige, abhängig von der Pflegestufe, mit einem gestaffelten Gehalt inklusiven Sozialversicherungsbeiträgen zu entlohnen, ist zu prüfen. Für uns ist die 24-Stunden-Betreuung das Betreuungsmodell der Zukunft, weil es nicht nur das Gesundheits- und Pflegesystem finanziell und strukturell entlastet, sondern vor allem die individuellen Bedürfnisse der Betroffenen und Familien besser berücksichtigt. Die Förderbedingungen für die 24-Stunden-Betreuung müssen spürbar verbessert werden. Die Einkommensgrenzen für Unterstützungen sollten von den derzeitigen 2.500 Euro auf mindestens 3.500 Euro angehoben und jährlich valorisiert werden. Die monatliche Förderung sollte von 800 auf 1.500 Euro steigen.




4) Kranke Kinder oder Arbeitszeiten außerhalb der regulären Öffnungszeiten von Kinderbetreuungseinrichtungen sind für viele Eltern eine Herausforderung im Alltag.

· Gibt es Ihrerseits Überlegungen, entsprechende Unterstützungsangebote wie den Omadienst zu entwickeln bzw. zu fördern?
Die Wiener Volkspartei hat der Förderung des Omadienstes durch die Stadt Wien immer zugestimmt. Die Förderhöhe wurde aber trotz der Teuerung seit 2012 nie erhöht, weshalb wir uns für eine Valorisierung aussprechen, wie sie auch bei anderen vergleichbaren Förderungen Anwendung findet.
5) Eltern fühlen sich oftmals überfordert oder haben unrealistische Vorstellungen vom Familienleben. Sie kommen so rasch an ihre Grenzen und immer wieder erschüttern Familientragödien die Medien. Daher fordern wir einen Familienführerschein sowie umfassende Unterstützungsmaßnahmen für werdende und junge Eltern.

· Welche Maßnahmen planen Sie zur niederschwelligen Unterstützung von Familien?
· Wie stehen Sie zu der Einführung eines Familienführerscheins und wie könnte eine Umsetzung aussehen?
Zwei zentrale Forderungen aus unserem Wahlprogramm zielen auf eine stärkere Unterstützung und Entlastung von Familien ab. Erstens fordern wir die Einführung eines Bildungsschecks für die Kinderbetreuung. Eltern sollen unabhängig von ihrer finanziellen Situation frei wählen können, ob sie ihr Kind in einen Kindergarten, zu einer Tagesmutter oder in eine private Betreuungseinrichtung geben. Durch gezielte finanzielle Unterstützung, flexible Betreuungsmodelle und die Förderung der Chancengleichheit wollen wir eine vielfältige und familienfreundliche Bildungsinfrastruktur in Wien schaffen. Zweitens setzen wir uns für eine finanzielle Entlastung von Familien im Bereich Kultur und Mobilität ein. Obwohl Kinder unter 19 Jahren freien Eintritt in Wiener Museen haben, stellen Eintrittspreise für Eltern oft eine Hürde dar. Wir fordern deshalb vergünstigte Familientickets für Museen sowie Familientarife für die Wiener Linien – nach dem Vorbild des steirischen Verkehrsverbunds. Beide Maßnahmen sollen Familien den Zugang zu kulturellen Angeboten und öffentlicher Mobilität erleichtern.
Die Wiener Volkspartei fordert die Ergänzung bzw. Erweiterung des Eltern-Kind-Passes in Richtung eines Wiener Familienführerscheins.  Der Wiener Familienführerschein soll zukünftig Eltern mit Kindern von 0 bis 18 Jahren in allen Lebenslagen zur Seite stehen. Dabei sollen vor allem Kurse und Online- Lehrinhalte angeboten werden, um so zielgerichtet und individuell bei der Erziehung zu unterstützen. Der Wiener Familienführerschein soll Eltern Werkzeuge in die Hand geben, um den Alltag besser zu bewältigen und so langfristig Frustration und Überforderung zu minimieren bzw. Vorzubeugen. Neben theoretischem Wissen zu Themen wie Bindung, kindliche Entwicklung, Erziehungsmethoden und Konfliktlösung sollen auch praktische Inhalte vermittelt werden, etwa zur Kommunikation in der Familie oder zum Umgang mit Stresssituationen. Ziel ist letztendlich die Schaffung einer einheitlichen Wien-weiten Plattform für Inhalte und Kursangebote - niederschwellig, barrierefrei, kostengünstig oder kostenfrei. Eltern sollen mit diesem Tool nicht bevormundet, sondern vor allem unterstützt werden. Im Vordergrund steht immer das Wohl des Kindes. Um eine breite Teilnahme an diesem freiwilligen Programm sicherzustellen, braucht es dafür gezielte Anreize.  Dafür können z. B. finanzielle Zuschüsse, Bonusleistungen oder Vergünstigungen bei städtischen Angeboten geschaffen werden. Die Teilnahme an den Modulen des Wiener Familienführerscheins soll Eltern nicht nur Wissen vermitteln, sondern auch den Austausch mit Fachkräften und anderen Eltern ermöglichen, um so langfristig eine stärkere Unterstützungskultur in Wien zu etablieren. Mit diesem Angebot könnte die Stadt Wien nachhaltig in die Qualität der Erziehung investieren, die Elternkompetenz stärken sowie die besten Entwicklungsbedingungen für die Kinder in unserer Stadt stärken.
Bildung & Betreuung 

6) Wir fordern eine umfassende Reformierung der institutionellen Kinderbetreuung auf verschiedenen Ebenen: 
 Verbesserter Betreuungsschlüssel; mehr ausgebildete PädagogInnen pro Gruppe sowie kleinere Gruppen – je jünger die Kinder desto mehr Personal und desto kleiner die Gruppen 
 Sprachliche Durchmischung von Gruppen bzw. Klassen mit verpflichtender Umgangssprache Deutsch und entsprechenden Kontrollen von Seiten der Stadt Wien
  Ein zweites verpflichtendes Kindergartenjahr, um ausreichend Deutschkenntnisse und andere, für die Schullaufbahn notwendigen Kompetenzen erwerben zu können 
 Ausbau und Förderung der Tagesmütter/-väter als familienähnliche Struktur in der Kleinkindbetreuung
  Wie sehen Ihre Pläne für eine qualitativ hochwertige Kinderbetreuung von der Krippe bis zum Schulalter aus?
  Welche der von uns genannten Forderungen können in den nächsten 5 Jahren umgesetzt werden?
Ein verbesserter Betreuungsschlüssel, mehr ausgebildete Pädagoginnen pro Gruppe sowie kleinere Gruppen, sind langjährige Forderungen der Wiener Volkspartei, die wir – sollten wir in Regierungsverantwortung kommen – umgehend umsetzten wollen. 
Ein zweites verpflichtendes Kindergartenjahr ist für uns zu kurz gegriffen. Bereits jetzt spricht in Wien jeder zweite Erstklässler zu schlecht Deutsch um die Lehrkraft zu verstehen - davon waren 80 Prozent bereits zwei Jahre im Kindergarten. Aus unserer Sicht braucht es daher eine Sprachstandsfeststellung aller 3-Jährigen sowie ein verpflichtendes drittes Kindergartenjahr bei benötigtem Sprachförderbedarf. Was es aber im gesamten Bereich der Elementarpädagogik ohne Frage braucht, ist mehr Geld um eine qualitativ hochwertige Kinderbetreuung sicherzustellen.
7) Bei der schulischen Nachmittagsbetreuung fordern wir eine flächendeckende, kostenfreie Nachmittagsbetreuung inklusive Mittagessen bis 15:30. Die Wahl der schulischen Nachmittagsbetreuung darf weder vom Einkommen der Eltern noch vom Wohnort abhängen. Alle Formen der schulischen Nachmittagsbetreuung (Hort, offene VS, verschränkte VS) müssen über dieselben notwendigen Mittel verfügen, um Schulkinder entsprechend zu betreuen und zu fördern
Wie stellen Sie in den kommenden Jahren eine Kostengerechtigkeit für alle Familien sicher?  
 Wie werden die Qualität der Betreuung und Förderung von Schulkindern sichergestellt?
Die Wiener Volkspartei unterstützt ausdrücklich den Ausbau von Nachmittagsbetreuungsangeboten für Wiener Schülerinnen und -schüler. Dies darf jedoch keinesfalls zur Einschränkung der Wahlfreiheit von Wiener Familien hinsichtlich der Betreuung ihre Kinder führen. Wir fordern die verpflichten Einbindung des Schulforums sowie finanzielle Gerechtigkeit für alle ganztägig geführten Schultypen. Gerade beim Ausbau von verschränkten Ganztagsschulen wird diese Wahlfreiheit beeinträchtigt, wenn Betreuungsformen oft von einem Tag auf den anderen geändert werden. Diese sollen jedoch nur mit Zustimmung des jeweiligen Schulforums und damit unter Einbindung von Schülerinnen und Schülern, Eltern und Lehrkräften sowie der Schulleitung durchgeführt werden. Während die Nachmittagsbetreuung in „verschränkten Ganztagsschulen“ gratis angeboten wird, müssen Eltern an „offenen Schulen“ bis zu 2.000 € pro Jahr bezahlen. Wir unterstützen die Petition „Finanzielle Gleichstellung aller ganztägig geführten Schultypen in Wien“ – echte Wahlfreiheit existiert nur, wenn beide Modelle kostenlos angeboten werden.
8) Die steigende Zahl von Kindern mit nicht ausreichenden Deutschkenntnissen stellt das Schulsystem Wiens vor große Herausforderungen. Die Zahl der als außerordentlichen Schülern geführten Kinder ist in den letzten Jahren sprunghaft angestiegen und lässt in vielen Schulklassen kaum mehr einen geregelten Unterricht zu. Gleichzeitig kann die Zahl der Lehrer kaum mit der steigenden Zahl an Schülern mithalten:
· Welche Maßnahmen wollen Sie setzen, um die Kinder mit ausreichenden Deutschkenntnissen auszustatten, die es ermöglichen, dass alle Schüler dem Unterricht folgen und die Bildungsziele erreichen können?
· Wie wollen Sie die Ausstattung der Schulen mit einer ausreichenden Zahl an qualifiziertem Lehrpersonal sicherstellen? 
· Welche Maßnahmen zur Entlastung der Lehrkräfte durch pädagogisches Assistenzpersonal, Schulpsycholog:innen, Schulsozialarbeiter:innen und administratives Personal wollen Sie setzen? 
· Wie können die räumlichen Rahmenbedingungen für einen qualitätsvollen Unterricht bei stetig steigenden Schüler:innenzahlen bewältigt werden? Welche Maßnahmen planen Sie in diesem Punkt?
Mit dem von uns bereits präsentierten Deutschförderplan stellen wir in Regierungsverantwortung sicher, dass in 5 Jahren jedes Kind bei Schuleintritt Deutsch kann. Dieser beinhaltet eine Sprachstandsfeststellung aller 3-jährigen Kinder in Wien, einen verpflichtenden Kindergartenbesuch für Kinder mit Deutschförderbedarf ab drei Jahren, die Koppelung der Kindergartenförderung an die Qualität der Deutschförderung, eine Sprachförderausbildung aller Pädagoginnen und Pädagogen, die Erhöhung des Fachkraft-Kind-Schlüssels, einer Sprachförderkraft pro Kindergarten mit Sprachförderbedarf sowie C1-Sprachniveau beim gesamten Kindergartenpersonal.

Wertschätzende Familienpolitik und gesellschaftliche Toleranz

9) Das politische Klima ist in letzter Zeit sehr rau geworden. Politische Inhalte treten rasch in den Hintergrund und gemeinsame Anliegen bleiben auf der Strecke. Im Sinne der Familien wünschen wir uns ein „Miteinander“ statt einem „Gegeneinander“. 

 Welche familienpolitischen Maßnahmen und Forderungen anderer Parteien finden Sie unterstützenswert?

Wir finden grundsätzlich alle Maßnahmen und Forderungen, die Familien in Wien vor den ständigen rot-pinken Gebührenerhöhungen schützen und hart arbeitende Familien belohnen, begrüßenswert – unabhängig davon, von welcher Partei sie stammen. 

10) Fehlende Toleranz gegenüber anderen Meinungen und Hass im Netz sind mittlerweile allgegenwärtig und beeinflussen künftige Generationen im negativen Sinn. 

 Welche Maßnahmen und Initiativen planen Sie, um dem entgegenzuwirken?

Die Kontrolle im digitalen Raum kann nur über konkrete Gesetze erfolgen. Das „Hass im Netz“-Gesetz, das von der ÖVP geführten Bundesregierung beschlossen wurde, ist ein erster Meilenstein. Darüber hinaus braucht es sinnvolle sowie weitreichende Awareness-Arbeit, die die nächste Stadtregierung und die jetzige Bundesregierung umsetzen müssen. 

Sonntagsöffnung

11) Die Sonntagsöffnung im Handel mit Fokus auf „Tourismuszonen“ ist seit Jahren ein Thema. Wir befürchten in weiterer Folge eine Ausweitung auf ganz Wien, ein gemeinsames Familienleben und Erholung bleiben auf der Strecke. Wir fordern eine Beibehaltung der Sonntagsruhe im Handel.

 Wie stellen Sie sicher, dass in Zukunft die Geschäfte am Sonntag geschlossen bleiben? 

Es sollen nicht alle Geschäfte am Sonntag öffnen dürfen, aber so wie in anderen Ländern üblich, sollte Wien endlich Tourismuszonen einführen, in denen die Geschäfte auch am Sonntag öffnen können. Kein Tourist versteht, wieso er in Wien sonntags vor verschlossenen Geschäftstüren steht

